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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


nn NM . 


(Nr, 5776.) Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs-Urkunde für die Preußiſch⸗Niederlaͤndiſche 
Verbindungsbahn⸗Geſellſchaft. Vom 21. Auguſt 1863. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


Nachdem ſich zur Herſtellung einer Eiſenbahn von Vierſen über Duͤlken 
bis zur Preußiſch⸗Niederlaͤndiſchen Landesgrenze in der Richtung nach Venlo 
eine Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗ Nie 

derlaͤndiſchen Verbindungsbahn“ mit dem Wohnſit in München = Gladbach 
gebildet hat, wollen Wir zum Bau und Betriebe diefer- Eiſenbahn Unſere 
landes herrliche Genehmigung hierdurch ertheilen, auch das Uns vorgelegte, am 
20. Juni d. J. notariell vollzogene Statut hiermit landesherrlich beſtaͤtigen. 
Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze uͤber Eiſenbahn-Unternehmungen 
vom 3. November 1838. enthaltenen Vorſchriften uͤber die Expropriation auf 
dieſes Unternehmen Anwendung finden ſollen. 

Die gegenwaͤrtige Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs-Urkunde iſt nebſt dem 
Statute durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Baden-Baden, den 21. Auguſt 1863, 


C. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


Jahrgang 1863. (Nr. 5776.) 91 Statut 
Ausgegeben zu Berlin den 2. November 1863. 
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Statut 


der 


Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗ Niederländiſchen 
Berbindungsbahn. 


Titel I. 
Firma und Sitz der Geſellſchaft, Gegenſtand des Unternehmens. 


§. 1. 


Unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung wird Kraft 
des gegenwärtigen Statutes eine Aktiengeſellſchaft unter der Firma: 


„Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗ Niederlaͤndiſchen 
Verbindungsbahn“ 


begruͤndet. 
H. 2. f 


Der Sitz der Geſellſchaft iſt Muͤnchen-Gladbach in der Preußiſchen 
Rheinprovinz. 


. 


Die Geſellſchaft bezweckt den Bau und Betrieb einer Lokomotivbahn 
von der Königlich Preußiſch-Niederlaͤndiſchen Landesgrenze bei Venlo, unmit- 
telbar anſchließend an das dortige Niederlaͤndiſche Staats⸗Eiſenbahnnetz, über 
Kaldenkirchen, Breyell, Boisheim, Duͤlken, bis zum Bahnhofe Vierſen, Station 
der Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahn, ſowie außerdem den Betrieb 
auf dem von der Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft her— 
zuſtellenden zweiten Geleiſe von Vierſen bis zum Centralbahnhofe in Gladbach. 
Die zu bauende Bahn ſoll vorerſt nur ein einfaches Geleiſe erhalten, dem Bahn⸗ 
koͤrper aber ſogleich die fuͤr ein doppeltes Schienengeleiſe erforderliche Breite 
gegeben werden. 


H. 4. 


Die Geſellſchaft kann durch Beſchluß des Verwaltungsrathes mit Geneh⸗ 
migung des Handelsminiſteriums den Betrieb anſchließender Bahnen uͤberneh⸗ 
men 


= — 


men oder den Betrieb der eigenen Bahnen einer Nachbarbahn übertragen und 
alle darauf bezuͤglichen Vertraͤge abſchließen. Eine ſelbſtſtaͤndige Ausdehnung 
des Unternehmens durch Bau neuer Bahnen fuͤr Rechnung der Geſellſchaft 
kann mit Genehmigung der Generalverſammlung und des Staates eintreten. 

Wenn die Geſellſchaft den Betrieb der in den ö. 3. und 46. 2. ge: 
nannten Bahnen nicht ſelbſt führen will, ſondern an Dritte zu überlaffen be⸗ 
ſchließt, ſo wird ſie der benachbarten Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Bahn⸗ 
verwaltung vor allen anderen den Vorzug geben, ſobald dieſelbe den Betrieb 
unter Fuͤhrung einer Spezialrechnung gegen Erſtattung der Selbſtkoſten und 
gegen Entſchaͤdigung der Centralverwaltungskoſten nach Verhaͤltniß der Bahn⸗ 
meilen zu uͤbernehmen und die jederzeitige Einſichtnahme in die desfallſigen 
Rechnungen zu geſtatten bereit iſt. 


Titel II. 
Grundkapital, Aktien, Aktionaire. 


H. 5. 


Das Grundkapital der Geſellſchaft wird auf Eine Million fuͤnfhundert 
tauſend Thaler Preußiſch Kurant oder zweihundert fuͤnf und zwanzig tauſend 
Livres Sterling feſtgeſetzt, von denen zwei Drittel, alſo Eine Million Thaler 
Preußiſch Kurant oder Einhundert fuͤnfzig tauſend Livres Sterling durch zehn: 
tauſend Stuͤck Stammaktien zu je Einhundert Thalern oder fuͤnfzehn Livres 
Sterling, und ein Drittel, alſo fuͤnfhundert tauſend Thaler Preußiſch Kurant 
oder fünf und ſiebenzig tauſend Livres Sterling durch fuͤnftauſend Stuͤck Prio⸗ 
ritaͤts-Stammaktien zu je Einhundert Thalern oder fuͤnfzehn Livres Sterling 
aufgebracht werden. N 

Zum Zwecke der Ausführung der Bahn ($. 46. Nr. 2.), oder zur An⸗ 
lage der zweiten Schienengeleiſe bleibt eine Erhoͤhung dieſes Grundkapitals dem 
Beſchluſſe des Verwaltungsrathes vorbehalten, wahrend deſſen Vermehrung 
zur anderweiten Ausdehnung der Bahnlinien der Genehmigung der General 
verſammlung bedarf. Zu jeder Erhoͤhung des Grundkapitals iſt die Genehmi⸗ 
gung des Staates erforderlich. 


H. 6. 


Die Aktien werden auf jeden Inhaber lautend nach Einzahlung des 
vollen Betrages an die Geſellſchaftskaſſe ſtempelfrei unter beſonderer Nummer⸗ 
folge, und zwar die Stammaktien nach dem anliegenden Schema A., die Prio⸗ 
ritäts⸗Stammaktien nach dem beiliegenden Schema B. ausgefertigt und mit der 
erſten fuͤnfjaͤhrigen Serie von Dividendenſcheinen nach dem Schema C., bezie⸗ 
hungsweiſe D., und einem Talon nach dem Schema E., beziehungsweiſe F., 
ausgegeben. Die Ausreichung einer neuen Serie von Dividendenſcheinen nebſt 
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Talon erfolgt gegen Einreichung des betreffenden Talons von fünf zu fuͤnf 
Jahren. 
. 


Zunaͤchſt werden nur die Stammaktien emittirt und vorab voll eingezahlt, 
ehe die Prioritaͤts-Stammaktien emittirt werden ſollen. Die Einzahlungen auf 
die Aktien werden von dem Verwaltungsrathe durch oͤffentliche Bekanntmachung 
mit mindeſtens vierwoͤchentlicher Friſt nach Beduͤrfniß in Raten von hoͤchſtens 
zwanzig Prozent eingefordert. Ueber die Theilzahlungen werden auf den Na⸗ 
men des betreffenden Zeichners lautende Interimsſcheine ertheilt. 

Die Aktionaire ſind jeder Zeit befugt, ihre Aktien voll einzuzahlen und 
dagegen die Aushaͤndigung der Aktiendokumente zu begehren. 


H. 8. 


Wer innerhalb der feſtgeſetzten Friſt eine gemäß $. 7. ausgeſchriebene 
Rate nicht einzahlt, verfaͤllt in eine Konventionalſtrafe von einem Fuͤnftel des 
Betrages derſelben und wird zur Nachzahlung der fälligen Rate nebſt Kon— 
ventionalſtrafe durch eine zweite öffentliche Bekanntmachung mit vierwoͤchentlicher 
Friſt aufgefordert. Leiſtet er dieſer zweiten Aufforderung nicht Folge, ſo wird 
dieſelbe nochmals mit vierwoͤchentlicher Friſt durch oͤffentliche Bekanntmachung 
wiederholt. Bleibt auch dieſe dritte Aufforderung erfolglos, ſo iſt der Ver⸗ 
waltungsrath berechtigt, den ſaͤumigen Zeichner im Wege Rechtens zur Zahlung 
der betreffenden Raten nebſt Konventionalſtrafe und geſetzlichen Verzugs zinſen 
vom Tage der dritten Zahlungsfriſt an in Anſpruch zu nehmen, oder auch ſeine 
Zeichnung mittelſt oͤffentlicher Bekanntmachung fuͤr erloſchen, die auf dieſelbe 
etwa bereits geleiſteten Einzahlungen zu Gunſten der Geſellſchaft fuͤr verfallen 
und die uͤber die Annahme der Zeichnung etwa ertheilten Beſcheinigungen, ſowie 
die Interimsſcheine uͤber die auf dieſelben wo Ratenzahlungen fuͤr nichtig 
zu erklaͤren. Die auf dieſe Weiſe ausfallenden Aktien koͤnnen von dem Ber: 
* zum Beſten der Geſellſchaft anderweitig vergeben und verwerthet 
werden. 


H. 9. 


Die auf die Aktien geleiſteten e werden waͤhrend der Bau⸗ 
zeit bis zum Tage der Eroͤffnung des Betriebes der Bahn mit fuͤnf Prozent 
per Jahr verzinſt und dieſe Zinſen aus dem Anlagekapital entnommen. Die 
Berichtigung der Zinſen erfolgt durch Abrechnung auf ſpaͤtere Einzahlungen, 
beziehungsweiſe durch Barzahlung. Zeit und Ort der Zinszahlung beſtimmt 
der Verwaltungsrath durch oͤffentliche Bekanntmachung. 

Nach dem obenbemerkten Zeitpunkte hoͤrt jede Verzinſung aus dem Bau⸗ 
kapital auf und tritt an deren Stelle die Vertheilung des aus dem Unterneh- 
men aufkommenden Reinertrages (Dividende). 


$, 40, ce 


Dividenden und Zinſen, welche binnen vier Jahren nach dem Faͤlligkeits⸗ 
tage 


tage ($$. 20. u. 9.) nicht abgehoben werden, verfallen zu Gunſten der Gefellfchaft. 
Iſt aber ein Dividendenſchein verloren gegangen, und der Verluſt dem Ver⸗ 
waltungsrathe innerhalb obiger Friſt angezeigt, ſo wird der Betrag des Dioi⸗ 
dendenſcheins noch innerhalb einer ferneren, vom Ablauf der vier Jahre zu 
berechnenden praͤkluſiviſchen Friſt von Einem Jahre nachgezahlt, inſofern nicht 
etwa der Dividendenſchein inmittelſt von einem Dritten eingereicht und realiſirt iſt. 

Die Geſellſchaft wird durch Annahme der Anzeige von dem Verluſt 
eines Dividendenſcheins nicht verpflichtet, die Legitimation eines etwaigen Praͤ⸗ 
ſentanten deſſelben zu pruͤfen oder die Realiſation des Scheins zu vertagen. 
Dem Verlierer und dem Inhaber des Scheins bleibt vielmehr die Ausführung 
ihrer Anfprüche auf den Betrag deſſelben gegen einander lediglich uͤberlaſſen. 
Eine Amortiſation verlorener Dividendenſcheine findet nicht ſtatt. 


§. 11. 


Auch verlorene Talons koͤnnen nicht amortiſirt werden. Die Ausreichung 
der neuen Serie von Dividendenſcheinen erfolgt, wenn der dazu beſtimmte Talon 
nicht eingereicht werden kann, an den Praͤſentanten der betreffenden Aktie. Iſt 
aber vorher der Verluſt des Talons dem Verwaltungsrathe angezeigt, und der 
Aushaͤndigung der neuen Serie der Dividendenſcheine widerſprochen worden, ſo 
werden dieſelben zuruͤckgehalten, bis die ſtreitigen Anſpruͤche auf die neue Serie 
guͤtlich oder im Wege des Prozeſſes erledigt ſind. 


H. 12. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Aktien mortifizirt werden, ſo 
erlaͤßt der Verwaltungsrath drei Mal in Zwiſchenraͤumen von drei Monaten 
eine Öffentliche Aufforderung, jene Dokumente einzuliefern oder die etwaigen 
Rechte an denſelben geltend zu machen. Sind innerhalb zweier Monate nach 
der letzten Aufforderung die Dokumente nicht eingeliefert, noch Rechte geltend 
gemacht worden, fo ſpricht das Landgericht zu Duͤſſeldorf auf Grund des Auf- 
ebotes die Mortifikation aus. Nachdem der Verwaltungsrath dieſelbe zur 
fentlichen Kenntniß gebracht, fertigt derſelbe gegen Einziehung der Koſten des 
Verfahrens von dem Betheiligten an Stelle der mortifizirten Dokumente 
neue aus. 


$. 13. 


Sind Aktien, Talons oder Dividendenſcheine zwar nicht verloren, aber 
beſchaͤdigt, jedoch in ihrem weſentlichen Theile noch dergeſtalt erhalten, daß uͤber 
ihre Richtigkeit kein Zweifel obwaltet, ſo iſt der Verwaltungsrath ermaͤchtigt, 
gegen Einlieferung der befchädigten Papiere neue gleichartige Papiere auf 
Koſten des Inhabers unter gleichen Nummern auszufertigen und auszureichen. 


H. 1 4. 


Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und ihren Aktionairen 
wegen ruͤckſtaͤndig gebliebener Einzahlungen (F. 8.) und der dadurch ver— 
(Nr, 5776.) wirk⸗ 


8 . 


5 

wirkten Konventionalſtrafe und Verzugszinſen find im Gerichtsſtande der Gefell- 
ſchaft anhaͤngig zu machen, welchem ſich ein jeder Aktienzeichner und deſſen 
Rechtsnachfolger durch die Zeichnung, reſp. den Erwerb der Rechte aus der 
Zeichnung, Kraft des gegenwärtigen Statuts unterwirft. Sonſtige Streitig⸗ 
keiten in geſellſchaftlichen Angelegenheiten zwiſchen der Geſellſchaft und ihrem 
Vorſtande, ſowie zwiſchen letzterem und den Aktionairen werden durch Schieds⸗ 
richter entſchieden, welche in der Rheinprovinz ihren Sitz haben muͤſſen. Eine 
jede Partei, und wenn mehrere Perſonen mit gleichem Intereſſe einander gegen⸗ 
uͤberſtehen, dieſe gemeinſchaftlich, wählen einen Schiedsrichter. Verzoͤgert eine 
Partei die Ernennung ihres Schiedsrichters laͤnger als vierzehn Tage, nachdem 
ihr die desfallſige Aufforderung unter Benennung des von dem oder den Pro⸗ 
vokanten gewaͤhlten Schiedsrichters ſchriftlich zugegangen iſt, ſo ernennt der Praͤ⸗ 
ſident des Königlichen Handelsgerichts zu Gladbach, event. deſſen Stellvertreter, 
den zweiten Schiedsrichter. Ein Obmann iſt demnaͤchſt von beiden Schieds— 
richtern zu waͤhlen und im Falle der Nichteinigung von dem Praͤſidenten des 
Königlichen Handelsgerichts zu Gladbach, event. deſſen Stellvertreter, zu ernen⸗ 
nen. Das alſo gebildete Schiedsgericht entſcheidet nach Stimmenmehrheit. 
Bildet ſich keine Majoritaͤt, fo gilt die Anficht des Obmanns allein. Gegen 
die Entſcheidung des Schiedsgerichts findet eine Berufung auf die ordentlichen 
Gerichte nicht ſtatt, inſofern die Ausſchließung derſelben geſetzlich zulaͤſſig iſt. 


$. 15. 


Alle in dieſem Statut vorgeſehenen öffentlichen Bekanntmachungen und 
alle ſonſtigen Mittheilungen, die der Verwaltungsrath an die Aktionaire zu 
erlaſſen hat, gelten als gehörig geſchehen, wenn fie durch: erſtens, den Preu⸗ 
ßiſchen Staats⸗Anzeiger, zweitens, die Koͤlniſche Zeitung, drittens, das Glad— 
bacher Kreisblatt und viertens, die Times zu London erlaſſen ſind. Geht eins 
dieſer Blätter ein, fo waͤhlt der Verwaltungsrath ſofort ein anderes öffent: 
liches Blatt und macht die getroffene Wahl durch die übrig gebliebenen Blätter 
bekannt. Auch außer dieſem Falle ſteht es dem Verwaltungsrathe frei, andere 
als die nebenbezeichneten Blaͤtter zu waͤhlen, er hat jedoch ſeine Wahl durch 
ſaͤmmtliche Blätter, in denen bis dahin die Bekanntmachungen erlaſſen werden 
mußten, zu veroͤffentlichen. 


Titel III. ä 
Bilanz, Reſervefonds, Dividende. 
$. 16. 


Vom Tage der Betriebseroͤffnung der Bahn ab, ſind die Aktionaire auf 
den Reingewinn des Betriebes (Dividende) angewieſen. Zu deren Feſtſtellung 
muß innerhalb der erſten drei Monate jeden Geſchaͤftsjahres, welches mit dem 
Kalenderjahre uͤbereinſtimmt, die Betriebsrechnung fuͤr das verfloſſene, ſowie 

eine 
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eine Vermoͤgensbilanz nebſt deren Belaͤgen aufgeſtellt und von dem Verwal⸗ 
tungsrathe vor Abhaltung der ordentlichen Generalverſammlung (F. 33.) ges 
pruͤft werden. ö 


$. 17. 


Zur Deckung der in außerordentlichen Faͤllen, bei Elementarſchaͤden, 
Ungluͤcksfaͤllen und ſonſt noͤthigen Ausgaben wird ein Reſervefonds gebildet. 
Demſelben werden uͤberwieſen: a) die etwa feſtzuſetzenden Konventionalſtrafen, 
ſowie diejenigen Vortheile, welche der Geſellſchaft aus der Kaduzirung von 
Aktien erwachſen (F. 8.); b) der Betrag derjenigen Zinſen und Dividenden, 
welche nicht rechtzeitig erhoben und deshalb gemäß F. 10. zu Gunſten der 
Geſellſchaft verfallen find; c) ein Zuſchuß aus den Betriebs einnahmen, der 
vom Verwaltungsrathe nach Beduͤrfniß feſtgeſetzt wird, aber jaͤhrlich nicht 
mehr als hoͤchſtens ein Zehntel Prozent des Anlagekapitals der Geſellſchaft 
betragen ſoll, inſofern der Verwaltungsrath nicht mit Zuſtimmung der vor⸗ 
geſetzten Staatsbehoͤrde eine Erhoͤhung fuͤr nothwendig erachtet. Hat der 
Reſervefonds die Summe von zwanzig tauſend Thalern erreicht, ſo braucht 
er blos auf dieſer Hoͤhe erhalten zu werden, und es erfolgen Zuſchuͤſſe nur 
dann, wenn eine Verminderung eingetreten iſt. So lange der Reſerve⸗ 
fonds in voller Höhe vorhanden iſt, fließen die oben unter a. und b. genannten 
Konventionalſtrafen und nicht erhobenen Dividenden, ſowie die Zinſen des Reſerve⸗ 
fonds ſelbſt in die Betriebskaſſe. 


H. 18. 


Ferner wird noch zur Beſtreitung der Koſten der Erneuerung der Schie⸗ 
nen, Schwellen und der kleinen Eiſentheile des Oberbaues der Eiſenbahn mit 
Einſchluß der Weichen, ſowie der Erneuerung der Lokomotiven nebſt Tendern 
und der Wagen aller Art ein Erneuerungsfonds gebildet. Zu den vorgedachten 
Erneuerungen ſind insbeſondere zu rechnen: erſtens, bei Lokomotiven und Ten⸗ 
dern die Auswechſelung der Feuerkaſten, Keſſel, Cylinder, Siederoͤhren, Federn, 
Achſen, Raͤder, Radreifen, ganzen Waſſerbehaͤlter und Bremſen; zweitens, bei 
den Wagen die Auswechſelung von ganzen Kaſten, Federn, Achſen, Raͤdern, 
Radreifen, Bremſen und der Umbau des Innern ganzer Koupees. Alle dieſe 
Erneuerungen ſind jedoch nur dann aus dem Erneuerungsfonds zu beſtreiten, 
wenn ſie durch Abnutzung noͤthig werden, nicht aber, wenn ſie den Bauunter⸗ 
nehmern, Lieferanten u. ſ. w. zur Laſt fallen. Dem Erneuerungsfonds 
werden überwiefen: a) die Einnahmen aus dem Verkauf alter Materialien 
des Oberbaues und der Betriebsmittel; b) ein Zuſchuß aus den Betriebsein⸗ 
nahmen, der nach Prozentſätzen von dem Werthe der Schienen und Schwellen 
und von dem Werthe der Lokomotiven, Tender und Wagen zu berechnen iſt. 

Dieſe Prozentſaͤtze normirt der Verwaltungsrath nach Beduͤrfniß von fuͤnf zu 
fuͤnf Jahren mit Genehmigung der vorgeſetzten Staatsbehoͤrde. 


H. 19. 


Behufs Feſtſtellung der Dividenden werden aus dem Bruttoertrage zu⸗ 
(Nr. 5776.) nachſt: 
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naͤchſt: erſtens, die Verwaltungs⸗, Unterhaltungs- und Betriebskoſten, ſowie 
alle ſonſtigen das Unternehmen betreffenden Ausgaben beſtritten, ſodann zwei⸗ 
tens, die in den $$. 17. und 18. gedachten jährlichen Beiträge zu dem Reſerve⸗ 
und dem Erneuerungs fonds, und drittens die dem Verwaltungsrathe nach 
H. 31. gebührende Tantieme entnommen, und viertens der demnaͤchſt verbleibende 
Reinertrag alljaͤhrlich in folgender Weiſe unter die Aktionaire vertheilt: 


a) Vorerſt erhalten die Inhaber der Prioritaͤts-Stammaktien fuͤnf Pro⸗ 
zent des Nominalbetrages ihrer Aktien. 


b) Was nach Deckung dieſer fuͤnf Prozent noch uͤbrig bleibt, wird unter 
die Inhaber der Stammaktien nach Verhaͤltniß des Nominalbetrages 
ihrer Aktien vertheilt. Ergiebt ſich aber hierbei eine Dividende von 
mehr als ſechs zwei Drittel Prozent auf den Nominalbetrag der 
Stammaktien, ſo wird der Ueberſchuß uͤber dieſe ſechs und zwei Drittel 
Prozent auf die ſaͤmmtlichen Stamm- und Prioritaͤts Stammaktien 
gleichmaͤßig vertheilt. 


c) Sollte in einem oder dem anderen Jahre der Reinertrag nicht aus⸗ 
reichen, um den Inhabern der Prioritaͤts-Stammaktien die unter a. 
gedachte Dividende von fuͤnf Prozent zu gewaͤhren, ſo wird das Feh⸗ 
lende aus dem Reinertrage des oder der folgenden Jahre nachgezahlt, 
und erhalten die Inhaber der Stammaktien nicht eher eine Dividende, 
als bis dieſe Nachzahlung vollſtaͤndig geleiſtet iſt. Im Falle der Auf⸗ 
löfung der Geſellſchaft, reſp. der Liquidation des Geſellſchaftsvermoͤ⸗ 
gens haben die Inhaber der Prioritaͤts-Stammaktien ein Prioritaͤts— 
recht an dem vertheilungsfaͤhigen Erloͤſe für das Unternehmen, fo daß 
ſie aus demſelben zunaͤchſt und vor den Inhabern der Stammaktien 
befriedigt werden muͤſſen. 


H. 20. 


Der hiernach von dem Verwaltungsrathe Feen Betrag der Jah⸗ 
resdividende a) pro Prioritaͤts-Stammaktie, b) pro Stammaktie wird vor dem 
erſten Juli eines jeden Jahres von dem Verwaltungsrathe bekannt gemacht und 
von dieſem Zeitpunkte ab aus der Geſellſchaftskaſſe zu Gladbach, ſowie an den 
ſonſt durch oͤffentliche Bekanntmachung des Verwaltungsrathes zu bezeichnenden 
Orten gegen Einlieferung der faͤlligen Dividendenſcheine ausgezahlt. 


Titel IV. 


Von dem Vorſtande. 


H. 21. 


Den geſetzlichen Vorſtand der Geſellſchaft mit allen nach dem Deutſchen 
Handelsgeſetzbuch und dem Artikel 12. des Einfuͤhrungsgeſetzes dem Vorſtande 
einer 


5 u 
einer Aktiengeſellſchaft ideen Rechten und Pflichten bildet ein aus ſieben 
rg arg beftehender Verwaltungsrath, welcher feinen Sitz in Muͤnchen⸗Glad⸗ 
a al.. 


Fuͤr die Zeit von Beſtaͤtigung dieſes Statuts bis zu der im erſten Be⸗ 
sag der Geſellſchaft abzuhaltenden ordentlichen Generalverſammlung 
ilden 


erſtens: der Koͤnigliche Landrath Ernſt Otto Schubarth in Muͤnchen⸗ 
Gladbach, 

zweitens: der Königliche Handelsgerichts-Praͤſident Wilhelm Prinzen 
in München ⸗ Gladbach, b 

drittens: der Buͤrgermeiſter Johann Jo ſeph Rottlaͤnder in Muͤnchen⸗ 
Gladbach, 


viertens: der Kaufmann Wilhelm Specken in Duͤlken, 
fuͤnftens: der Fabrikbeſitzer Chriſtian Pferdmenges in Rheydt, 
ſechſtens: der Bankier Eduard Oppenheim in Coͤln, 

ſiebentens: der Kaufmann Louis Berger in Venlo, 


den Verwaltungsrath. Nach Ablauf der vorſtehend feſtgeſetzten Zeit ſcheidet 
alljaͤhrlich am Tage der ordentlichen Generalverſammlung ein Mitglied aus 
dem Verwaltungsrathe aus. Die Reihenfolge des Ausſcheidens wird durch das 
Amtsalter und bei gleichem Amtsalter durch das Loos beſtimmt. Die ausſchei⸗ 
denden Mitglieder koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. 


H. 22. 


Die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes, ſoweit ſie nicht durch 
dieſes Statut ernannt ſind, erfolgt durch die Generalverſammlung. Entſteht 
aber eine Vakanz im Verwaltungsrathe zu anderer Zeit als in der General⸗ 
verſammlung, ſo haben die uͤbrig gebliebenen Mitglieder des Verwaltungs⸗ 
rathes die Erſatzwahl für die Zeit bis zur naͤchſt a Generalverſammlung vor⸗ 
zunehmen. 

Die Generalverſammlung beſetzt demnaͤchſt die Vakanz durch eine von ihr 
zu vollziehende Wahl für die weitere Dauer der Funktions zeit des ausgeſchie⸗ 
denen Mitgliedes. ö 


H. 23. 


Ein jedes Mitglied muß mit mindeſtens zehn Aktien bei der Geſellſchaft 
betheiligt ſein. Die daruͤber ſprechenden Dokumente ſind im Archiv der Geſell⸗ 
ſchaft zu hinterlegen und durfen waͤhrend der Dauer der Funktion des betref⸗ 
fenden Mitgliedes nicht veräußert. werden. Die Mitglieder des Verwaltungs⸗ 
rathes muͤſſen in ihrer Majoritaͤt Preußen fein und mindeſtens zwei in Gladbach 
und zwei andere im Umkreiſe von zwei Meilen von Gladbach ihren Wohnſitz 

Jahrgang 1868. (Nr. 5776.) 92 haben. 
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haben. Beamte der Geſellſchaft können nicht Mitglieder des Verwaltungs⸗ 
rathes ſein. | 
H. 24. 


Kein Mitglied des Verwaltungsrathes darf Bauten oder Lieferungs⸗ 
geſchaͤfte für die Geſellſchaft übernehmen oder ihr Bankier ſein. 


$. 25. 


Der Verwaltungsrath wählt alljährlich aus feiner Mitte einen Vorſitzen⸗ 
den und einen Stellvertreter für denſelben, welche beide Preußen fein und ihren 
Wohnſitz im Kreiſe Gladbach haben muͤſſen. Der Stellvertreter des Vorſitzen⸗ 
den hat, fobald er in Vertretung deſſelben handelt, mit dem Vorſitzenden ſelbſt 
uberall gleiche Rechte. Dritten Perſonen und Behörden gegenuͤber bedarf es 
fuͤr die Guͤltigkeit der von ihm vollzogenen Verhandlungen und Erklaͤrungen 
niemals des Nachweiſes der Verhinderung des Vorſitzenden. 


H. 26. 


Zur guͤltigen Zeichnung der Firma der Geſellſchaft iſt die eigenhaͤndige 
Namensunterſchrift des Vorſitzenden des Verwaltungsrathes oder ſeines Stell⸗ 
vertreters und noch eines Mitgliedes des Verwaltungsrathes erforderlich und 
ausreichend. 


$. 27. 


Innerhalb der Geſellſchaft verfuͤgt und beſchließt der Verwaltungsrath 
ſelbſtſtaͤndig in allen Angelegenheiten derſelben, ſoweit die Beſchlußnahme daruͤber 
nicht der Heteralser amen vorbehalten iſt. Bei Gefahr im Verzuge kann 
der Vorſitzende des eee auf eigene Verantwortung handeln, er 
muß aber die getroffenen Anordnungen nachträglich ſofort dem? erwaltungs⸗ 
rathe vorlegen. 


H. 28. 


Verſammlungen des Verwaltungsrathes werden vom Vorſitzenden ſchrift⸗ 
lich berufen, ſo oft er es nach Lage der Geſchaͤfte nöthig findet; fie muͤſſen 
berufen werden, wenn duch Mitglieder des Verwaltungsrathes darauf antragen. 
Die Verſammlung iſt beſchlußfaͤhig, wenn mit Einſchluß des Vorſitzenden min⸗ 
deſtens vier Mitglieder anweſend ſind. 


$. 29. 


Die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes werden durch abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit der Erſchienenen gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet, inſofern 
es ſich um eine Wahl handelt, das Loos, in allen uͤbrigen Faͤllen die Stimme 
des Vorſitzenden. Ergiebt ſich bei einer Wahl im erſten Skrutinio weder eine 
abſolute Majoritaͤt, noch Stimmengleichheit, ſo werden diejenigen, welche die 
meiſten Stimmen erhalten haben, in doppelter Anzahl der zu Waͤhlenden auf die 

engere 
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engere Wahl gebracht. Ueber die nach HH. 22. und 25. vom Verwaltungsrathe 
zu vollziehenden Wahlen ſind notarielle Verhandlungen aufzunehmen. 


$. 30, 


Der Verwaltungsrath ift ermächtigt, Kommiſſarien aus feiner Mitte zu 
ernennen und denſelben feine Vertretung bei einzelnen Geſchaͤften zu übertragen. 
Insbeſondere Fönnen die Kommiſſarien beauftragt werden, die geſammte Ge⸗ 
ſchaͤftsfuͤhrung während des Baues und Betriebes zu uͤberwachen, von allen 
Buͤchern und Schriften der Geſellſchaft Kenntniß zu nehmen und Kaſſenrevi⸗ 
ſtonen abzuhalten. Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes hat die vorſtehend 
im zweiten Satz des gegenwärtigen $. 30. bezeichneten Befugniſſe jederzeit ohne 
beſonderen Auftrag. 

$. 31. 


Der Verwaltungsrat wird nicht beſoldet. Er bezieht aber außer dem 
Erſatz der fuͤr ſeine Mitglieder bei Ausuͤbung ihrer Funktionen entſtehenden 
baaren Auslagen und außer Praͤſenzgeldern von fuͤnf Thalern fuͤr jedes Mit⸗ 
glied und jede Sitzung eine Tantieme von vier Prozent vom Reingewinn der 
N (H. 19.), deren Vertheilung unter die Mitglieder ihm uͤberlaſſen 
leibt. 


Titel V. 
Beamte der Geſellſchaft. 


H. 32. 


Sollte der Betrieb der von der Geſellſchaft zu erbauenden Eiſenbahnen 
nicht einer anderen Geſellſchaft (§. 4.) oder dem Staate (H. 47.) uͤberlaſſen 
werden, ſo hat der Verwaltungsrath den eigenen Betrieb den beſtehenden all⸗ 
gemeinen und ſpeziellen Verordnungen gemaͤß zzu organiſiren und ſaͤmmtliche 
dazu erforderliche hoͤhere und niedere Beamte zu erwaͤhlen und nach Maaßgabe 
des H. 46. Nr. 3. c. dieſes Statuts anzuſtellen, die Bedingungen der mit 12 5 
abzuſchließenden Kontrakte und ihnen zu ertheilenden Vollmachten feſtzuſtellen 
und die ihnen zu gebenden Dienſtinſtruktionen zu erlaſſen. 


Titel VI. 


Generalverſammlung. 


b. 33. 


Die Generalverſammlungen der Aktionaire finden in Muͤnchen⸗Gladbach 
ſtatt. Dieſelben werden durch zweimalige oͤffentliche Bekanntmachung, von de⸗ 
(Nr. 5776.) 92* nen 


== 


nen die erſte ſpaͤteſtens drei Wochen vor dem Verſammlungstage erfcheinen 
muß, durch den Verwaltungsrath unter Mittheilung der Tagesordnung beru⸗ 
fen, und zwar 


a) ordentliche: im Laufe des zweiten Quartals eines jeden Jahres, die 
erſte nach Beendigung der Bauzeit im Laufe des erſten Betriebsjahres; 


b) außerordentliche: ſo oft der Verwaltungsrath es fuͤr noͤthig findet, oder 
Aktionaire, die zuſammen mindeſtens ein Fuͤnftel der emittirten Aktien 
beſitzen, unter Depoſition ihrer Aktien oder Interimsſcheine, beim Ver⸗ 
waltungsrathe ſchriftlich unter Angabe der Gruͤnde und des Zweckes 
darauf antragen. 


$. 34. 


Vorbehaltlich der Beſtimmung des F. 35. find alle Aktionaire der Ge- 
ſellſchaft perſoͤnlich oder durch Vertreter an den Generalverſammlungen Theil 
zu nehmen berechtigt. Juriſtiſche Perſonen koͤnnen durch ihre verfaſſungsmaͤßi⸗ 

en Repraͤſentanten, Kaufleute durch ihre Prokuriſten, Bevormundete durch 
ihre Vormuͤnder und Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner vertreten werden, auch 
wenn die Vertreter nicht ſelbſt Aktionaire ſind. Alle uͤbrigen Aktionaire koͤnnen 
ſich nur durch Bevollmaͤchtigte vertreten laſſen, die ſelbſt Aktionaire ſind. Fuͤr 
einen jeden Aktionair darf nur Ein Vertreter oder Bevollmaͤchtigter in der Ver⸗ 
ſammlung erſcheinen. Eine Verletzung dieſer Vorſchrift bewirkt, daß der ab⸗ 
weſende Aktionair bis zur Zuruͤcknahme der konkurrirenden Vollmachten ſeines 
Stimmrechts verluſtig iſt. Perſonen weiblichen Geſchlechts find von der per- 
ſoͤnlichen Betheiligung an den Generalverſammlungen ausgeſchloſſen. 


$. 35. 


Diejenigen Aktionaire, welche ſich an der Generalverſammlung betheili⸗ 
en wollen, haben ihre Aktien reſp. Interimsſcheine, auf denen die geſchehene 
Einzahlung aller bis dahin ausgeſchriebenen Raten (F. 7.) quittirt ſein muß, 
nebſt einem doppelten Verzeichniß und außerdem, wenn ſie nicht perſoͤnlich er⸗ 
ſcheinen, die Vollmachten oder ſonſtigen Legitimationsurkunden ihrer Vertreter 
ſpaͤteſtens am Tage vor der Eröffnung der Verſammlung bei der Geſellſchafts⸗ 
kaſſe zu deponiren oder die anderweitige Depoſition der Aktien oder Interims⸗ 
ſcheine auf eine dem Verwaltungsrathe genuͤgende Weiſe zu beſcheinigen. Das 
Duplikat des Verzeichniſſes wird mit dem Stempel der Geſellſchaft und einem 
Vermerk über die Stimmenzahl des betreffenden Aktionairs verſehen zuruͤck— 
gegeben, und dient als Legitimation zum Eintritt in die Verſammlung. Ueber 
die Anerkennung der Vollmachten, inſofern dieſelben nicht durch einen öffent 
lichen Beamten beglaubigt ſind, ſowie uͤber etwaige Reklamationen in Betreff 
des Stimmrechts entſcheidet bei etwa entſtehendem Zweifel die Generalver— 
ſammlung. 


H. 36. 


Den Vorſitz in der Generalverſammlung fuͤhrt der Vorſitzende des Ver⸗ 
wal⸗ 


ER 
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waltungsrathes. Er leitet die Verhandlungen, beſtimmt die Reihenfolge der 
Vortraͤge, ſowie den Abſtimmungsmodus. Bei den Wahlen findet jedoch ſtets, 
inſofern ſie nicht einſtimmig durch Akklamation erfolgen, geheime bſtimmung 
durch Stimmzettel und im Uebrigen das im H. 29. für die Wahlen im Ver⸗ 
waltungsrathe vorgeſchriebene Verfahren ſtatt. 

Die Beſchluͤſſe der Generalverſammlung werden vorbehaltlich der Be⸗ 
ſtimmungen des H. 39. durch abſolute Majoritaͤt der erſchienenen reſp. vertre⸗ 
tenen ſtimmberechtigten Aktionaire gefaßt. Im Falle der Stimmengleichheit 
entſcheidet die Stimme des Vorſitzen den. 


$. 37. 


Das Stimmrecht der Stammaktionaire und der Prioritaͤts⸗Stammaktio⸗ 
naire in den Generalverſammlungen iſt gleich. Bei allen Abſtimmungen geben 
je zehn Aktien Eine Stimme, jedoch ſoll kein Beſitzer von Aktien mehr als 
dreißig Stimmen fuͤr ſeine Perſon abgeben duͤrfen. Nur als Vertreter ande⸗ 
rer Aktionaire kann ein Aktienbeſitzer ein größeres Stimmrecht ausuͤben, jedoch 
niemals mehr als Einhundert Stimmen. 

Die Beſitzer von weniger als zehn Aktien ſind zur Theilnahme an der 
Generalverſammlung, jedoch ohne Stimmrecht, befugt. 


H. 38. 


In der ordentlichen Generalverſammlung hat der Verwaltungsrath uͤber 
die Lage der Geſchaͤfte der Geſellſchaft unter Vorlegung der Bilanz für das 
nächftvergangene Geſchaͤftsjahr, in der erſten ordentlichen Generalverſammlung 
aber unter Vorlegung der Bilanzen fuͤr ſaͤmmtliche Vorjahre zu berichten. 
Demnaͤchſt geſchieht: a 


a) die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes, inſofern eine ſolche 
nach HH. 21. und 22. erforderlich iſt, und 


b) die Wahl von drei Reviſoren, von denen mindeſtens zwei Preußen ſein 
muͤſſen. 


Die in der erſten ordentlichen Generalverſammlung ($. 33. a.) zu waͤh⸗ 
lenden Reviſoren haben außer der Bilanz desjenigen Jahres, in welchem ſie 
gewaͤhlt ſind, auch die Bilanz der Vorjahre zu pruͤfen. Den in jedem fol⸗ 

enden Jahre zu waͤhlenden Reviſoren liegt die Prüfung der Bilanz desjenigen 
Jahres ob, in welchem ſie gewaͤhlt ſind. Ueber das Reſultat der Pruͤfung 
haben ſie in dem auf ihre Wahl folgenden Jahre der ordentlichen Generalver⸗ 
ſammlung Bericht zu erſtatten. Die Reviſoren ſind ermaͤchtigt, dem Verwal⸗ 
tungsrathe Decharge zu ertheilen. Sollten Erinnerungen, zu denen ſie ſich 
etwa bewogen finden, nicht erledigt werden, fo haben fie dieſelben der Generals 
verſammlung, an welche ſie ihren Bericht erſtatten, vorzutragen. Die letztere 
hat uͤber die weitere Verfolgung oder Beſeitigung der Erinnerungen, reſp. Er⸗ 
theilung der Decharge, zu beſchließen. a 

(Nr. 5776.) H. 39, 
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$. 39. 


Die Generalverſammlung beſchließt ferner mit verbindlicher Kraft fuͤr 
alle Aktionaire der Geſellſchaft: 


a) uͤber Antraͤge, die in den Angelegenheiten der Geſellſchaft vom Ver⸗ 
waltungsrathe oder von einzelnen Aktionairen geſtellt werden. Der 
Verwaltungsrath iſt jedoch nur dann verpflichtet, Antraͤge der Aktio⸗ 
naire gemaͤß Artikel 238. des Handelsgeſetzbuches als Gegenſtaͤnde der 
Verhandlung anzukuͤndigen, wenn ſie ſpaͤteſtens acht Tage vor Publi⸗ 
kation der erſten Bekanntmachung wegen Einberufung der betreffenden 
Generalverſammlung bei ihm eingereicht ſind; 

b) uͤber Abaͤnderung der Statuten, insbeſondere auch uͤber Aenderung des 
Zweckes der Geſellſchaft; 

c) uͤber Erhoͤhung des Grundkapitals derſelben, ſoweit eine ſolche nach 
$. 5. nicht dem Beſchluſſe des Verwaltungsrathes vorbehalten iſt; 

d) uͤber Kontrahirung von Anleihen; 

e) 5 Vereinigung der Geſellſchaft mit einer anderen Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft; 

f) uͤber die Entlaſſung von Verwaltungsraths-Mitgliedern aus dieſer 
Funktion, gemaͤß Artikel 227. des Handelsgeſetzbuches; 

8) uͤber Auflöfung der Geſellſchaft nach näherer Beſtimmung des $. 43. 
dieſes Statuts. 

Die Beſchluͤſſe ad b. c. e. und g. ſind nur dann verbindlich fuͤr die 
Geſellſchaft, wenn ſich entweder wenigſtens eine Majoritaͤt von drei Vierteln 
der in der Generalverſammlung abgegebenen Stimmen, oder eine Majoritaͤt, 
die mehr als die Haͤlfte des Aktienkapitals repraͤſentirt, fuͤr den desfallſigen 
Antrag erklaͤrt hat. Die Beſchluͤſſe ad b. c. und e. beduͤrfen zu ihrer Guͤl⸗ 
tigkeit der landesherrlichen Genehmigung. 


H. 40. 


Ueber die Verhandlungen einer jeden Generalverſammlung iſt ein notariel⸗ 
les Protokoll aufzunehmen und demſelben ein vom Vorſitzenden zu unterzeich- 
nendes Verzeichniß der erſchienenen, reſp. vertretenen Aktionaire beizufuͤgen. 

Zur Guͤltigkeit des Protokolls iſt die Unterſchrift des Vorſitzenden und 
mindeſtens dreier Aktionaire erforderlich. 


Titel VII. 
Legitimation der Mitglieder des Geſellſchaftsvorſtandes. 


§. 41. 
Die Legitimation der Mitglieder des Verwaltungsrathes, ſoweit fie nicht 
in 
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in dieſem Statut ($. 21.) genannt find, ſowie des Vorſitzenden des Verwal⸗ 


tungsrathes und ſeines Stellvertreters geſchieht durch ein auf Grund der Wahl⸗ 
verhandlung auszufertigendes notarielles Atteſt. 


H. 42. 


Abgeſehen von der durch das Handelsgeſetzgebuch vorgeſchriebenen An⸗ 
meldung der Geſellſchaftsvorſtaͤnde zum Handelsregiſter und der dadurch be⸗ 
dingten Bekanntmachung ſind die Namen des Vorſitzenden des Verwaltungs⸗ 
rathes, ſeines Stellvertreters und aller uͤbrigen Verwaltungsraths-Mitglieder, 
ſowie eine jede dabei eintretende Veraͤnderung durch die Geſellſchaftsblaͤtter be— 
kannt zu machen. 


Titel VIII. 
Auflöfung der Geſellſchaft. 


$. 43. 


Die Aufloͤſung der Geſellſchaft kann nur dann. gültig beſchloſſen werden, 
wenn der desfallſige Antrag entweder vom Verwaltungsrathe oder von einer 
Anzahl von Aktionairen, die zuſammen mindeſtens ein Fuͤnftel der emittirten 
Aktien beſitzen und dieſelben in der H. 35. vorgeſchriebenen Art deponiren, ge⸗ 
ſtellt iſt. 

§. 44. 


Bei der Beſchlußfaſſung uͤber den Antrag auf Auflöfung giebt eine jede 
Aktie Eine Stimme. Die Zahl der Stimmen, welche ein Aktionair fuͤr ſich 
und als Vertreter anderer Aftionaire in feiner Hand vereinigen darf, iſt hierbei 
unbeſchraͤnkt. N 
$. 45. 


Diejenige Generalverſammlung, welche nach der vorſtehenden Beſtim⸗ 
mung und mit Beruͤckſichtigung der Vorſchrift des H. 39. die Aufloͤſung rechts⸗ 
guͤltig beſchließt, hat zugleich zu beſtimmen, durch wen die Liquidation erfolgen 
ſoll. Wird hieruͤber kein Beſchluß gefaßt, ſo bewirkt der Verwaltungsrath, 
welcher zur Zeit des Aufloͤſungsbeſchluſſes fungirt, in ſeiner derzeitigen Zuſam⸗ 
menſtellung die Liquidation bis zu ihrem gaͤnzlichen Abſchluß. 


Titel IX. 
Verhältniß zum Staate. 


H. 46. 


Die Verhältniffe der Geſellſchaft zum Staate regeln ſich im Allgemeinen 
durch die Konzeſſionsurkunde, das gegenwaͤrtige Statut, ſowie durch die be⸗ 
(Nr. 5776.) ſtehen⸗ 
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ſtehenden und noch ergehenden geſetzlichen Vorſchriften. Außerdem iſt die Ge⸗ 
ſellſchaft gehalten: 
1) alle diejenigen Verbindlichkeiten zu erfüllen, welche ihr in dem zwiſchen 


2 
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der Koͤniglich Preußiſchen und Königlich Niederlaͤndiſchen Staatsregie⸗ 
rung wegen Anſchluſſes der beiderſeitigen Strecken der Vierſen-Venloer 
($. 3.) und beziehungsweiſe Kempen⸗ Venloer (efr. unten) Eiſenbahn 
noch abzuſchließenden Vertraͤge in Beziehung auf den Bau und Be⸗ 
trieb der Bahnen auferlegt werden; 
iſt die Geſellſchaft verpflichtet, auf Verlangen des Staates eine fernere 
Eiſenbahn, ebenfalls von der. Königlich Preußiſch-Niederlaͤndiſchen Lan⸗ 
desgrenze bei Venlo ausgehend, nach Kempen zur Verbindung des 
Niederländifchen Staats: Eifenbahnneßes mit der Crefeld-Clever Bahn 
zu bauen und in Betrieb zu nehmen. Die Geſellſchaft muß binnen 
ſechs Monaten, vom Tage der an ſie ergangenen Aufforderung der 
Staatsregierung ab, mit dem Bau dieſer Bahn beginnen und denſelben 
dergeſtalt foͤrdern, daß er binnen ferneren achtzehn Monaten, vom Tage 
des Beginns der Arbeiten ab, vollſtaͤndig anſchlags- und reviſionsfaͤhig 
fertig geſtellt iſt. Werden dieſe Friſten nicht inne gehalten, ſo iſt die 
Konzeſſion verwirkt und die Staatsregierung berechtigt, ohne weiteres 
prozeſſualiſches Verfahren die Anlage, fo wie fie liegt, für Rechnung 
der Geſellſchaft unter der Bedingung zur oͤffentlichen Verſteigerung zu 
bringen, daß dieſelbe von den Ankaͤufern ausgefuͤhrt werde. 

Auf die Konzeſſion zur Anlage der Venlo-Kempener Eiſenbahn⸗ 
verbindung hat die Geſellſchaft vor allen dritten Bewerbern das Vor: 
zugs recht; N 


3) bleibt dem Staate vorbehalten: 


a) die Genehmigung des Bahngeldtarifs und des Frachttarifs, ſowie 
jeder Abaͤnderung derſelben. 

Außerdem iſt die Geſellſchaft verpflichtet, auf Verlangen des 
Staates nicht nur von der Landesgrenze, ſondern, falls die Geſellſchaft 
den Betrieb der betreffenden Niederlaͤndiſchen Anſchlußſtrecke erlangt, 
ſchon von Venlo nach Vierſen, beziehungsweiſe nach Kempen, ſowie in 
umgekehrter Richtung, die Tarifſaͤtze pro Zentner und Meile jederzeit 
auf denjenigen Durchſchnittsſatz zu ermaͤßigen, welcher für die betreffen⸗ 
den Sendungen auf der in Vierſen, reſp. Kempen, anſchließenden Deut⸗ 
ſchen Verkehrsroͤute (Eiſenbahn oder Eiſenbahnverband) pro Zentner 
und Meile erhoben wird; 

b) die Genehmigung, nöthigenfalld Abaͤnderung des Fahrplans; 

c) die Beſtaͤtigung der Wahl des oberſten Verwaltungsbeamten (Spe⸗ 
zialdirektors) und des oberſten techniſchen Beamten, ſowie die Ge⸗ 
nehmigung der dieſen beiden Beamten zu ertheilenden Geſchaͤfts— 
anweiſung. 


4) In Ausfuͤhrung der geſetzlichen Vorſchriften iſt die Geſellſchaft ver— 


pflichtet, Militair⸗Perſonen und Effekten jeglicher Art zu ermäßigten 
Preiſen zu befoͤrdern. Bei Feſtſtellung der Fahrpreiſe ſollen die nie⸗ 
drig⸗ 
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drigſten Preiſe maaßgebend fein, welche die Militairverwaltung mit an- 
deren Eiſenbahnen vereinbart hat, oder noch vereinbaren wird. 


5) Außer der Uebernahme der unentgeltlichen Beförderung von Poſtſachen 
und Poſtwagen gemäß $. 36. des Geſetzes vom 3. November 1838, iſt 
die Geſellſchaft verpflichtet, die begleitenden Poſtkondukteure und das 
expedirende Perſonal unentgeltlich zu befoͤrdern. 


6) Die Geſellſchaft geſtattet unentgeltlich die Anlegung eines Staats⸗ 
Telegraphen laͤngs der Bahn unter den von dem Handelsminiſter feſtzu⸗ 
ſtellenden Bedingungen, und iſt auch verpflichtet, nach Maaßgabe der 
Anordnungen des Staates den Eiſenbahn⸗Telegraphen zur Benutzung von 
Staats- und Privatdepeſchen einzuraͤumen. 


7) Die Geſellſchaft hat auch den Anordnungen, welche wegen polizeilicher 
Beaufſichtigung der beim Eiſenbahnbau beſchaͤftigten Arbeiter getroffen 
werden moͤchten, puͤnktlich nachzukommen und die aus dieſen Anord⸗ 
nungen erwachſenden Ausgaben, insbeſondere auch die durch die etwaige 
Anſtellung eines beſonderen Polizei-Aufſichtsperſonals entſtehenden Koſten 
zu tragen. Sie iſt verpflichtet, die noͤthigen Zuſchuͤſſe zu der in Ge: 
maͤßheit der geſetzlichen Vorſchriften fuͤr die Bauarbeiter einzurichtenden 
Krankenkaſſe zu leiſten. 


8) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, nach Maaßgabe der jetzt und kuͤnftig 
beſtehenden Grundſaͤtze fuͤr die Staats-Eiſenbahnen, fuͤr ihre Beamten 
und Arbeiter Penſions-, Wittwen-, Verpflegungs- und Unterſtuͤtzungs⸗ 
kaſſen einzurichten und zu denſelben die erforderlichen Beiträge zu leiſten. 


9) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die von ihr anzuſtellenden Bahnwaͤrter, 

Schaffner und ſonſtigen Unterbeamten, mit Ausnahme der einer tech—⸗ 
niſchen Vorbildung beduͤrfenden, vorzugsweiſe aus den mit Civil-Anſtel⸗ 
lungsberechtigung entlaſſenen Militairs des Koͤniglich Preußiſchen Hee⸗ 
res, ſoweit dieſelben das 35. Lebensjahr noch nicht zuruͤckgelegt haben, 
zu waͤhlen. 


10) Die Geſellſchaft iſt bei Verluſt der Konzeſſion verpflichtet, binnen drei 
Monaten nach Ertheilung der Konzeſſion den Bau der Bahn (F. 3.) 
mit Ausſchluß der durch den abzuſchließenden Staatsvertrag bedingten 
Strecke Kaldenkirchen-Landesgrenze in Angriff zu nehmen und binnen 
zwei Jahren zu vollenden. 


$. 47. 


Fuͤr den Fall, daß der Staat im Intereſſe eines in einander greifenden 
Betriebes der anſchließenden unter Staatsaufſicht exploitirten Preußiſchen und 
Niederlaͤndiſchen Eiſenbahnen die Ueberlaſſung der Verwaltung der Preußiſch⸗ 
Niederlaͤndiſchen Verbindungsbahn verlangen ſollte, ſo iſt die Geſellſchaft hierzu 
verpflichtet. 

Die Verwaltung und der Betrieb des geſammten Unternehmens der Ge- 
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ſellſchaft geht alsdann mit denſelben Rechten und unter denſelben Bedingungen 
auf den Staat uͤber, unter denen ihm die Verwaltung und der Betrieb des 
Unternehmens der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zuſteht. 


Der Verwaltungsrath der Geſellſchaft tritt in dieſem Falle in die Funk⸗ 
tionen ein, welche in Bezug auf die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahn der Geſell⸗ 
ſchaftsdeputation vorbehalten ſind. 


Titel X. 
Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


$. 48. 


Den Gruͤndern der Geſellſchaft, naͤmlich den Herren: 


Ernſt Otto Schubarth, Königlicher Landrath in Muͤnchen⸗ 
Gladbach, 


Wilhelm Prinzen, Königlicher Handelsgerichts-Praͤſident, eben⸗ 
daſelbſt, 


Johann Jo ſeph Rottlaender, Buͤrgermeiſter, ebendaſelbſt, 
Wilhelm Specken, Kaufmann in Duͤlken, 
Chriſtian Pferdmenges, Fabrikbeſitzer in Rheydt, 


Friedrich Wolff, Koͤniglicher Kommerzienrath in Muͤnchen⸗ 
Gladbach, 5 


jedem einzeln und allen zuſammen, wird hierdurch Vollmacht ertheilt, mit dem 
Rechte der Subſtitution: 

erſtens, die landesherrliche Genehmigung der Geſellſchaft nachzuſuchen, 
ſowie diejenigen Abaͤnderungen des Statuts und Zuſaͤtze zu demſelben Namens 
der Kontrahenten anzunehmen, die der Staat vorſchreiben möchte. Alle Ab⸗ 
aͤnderungen oder Modifikationen, welche das Gruͤndungskomité mit dem Staate 
zu dem Statut vereinbaren wird, ſollen ſo angeſehen werden und dieſelbe recht⸗ 
liche Wirkung haben, als wenn dieſelben woͤrtlich in das gegenwaͤrtige Statut 
mit aufgenommen worden waͤren; | 


zweitens, den Gemeinden Vierſen, Duͤlken, Boisheim, Breyell und 
Kaldenkirchen gegenüber im Intereſſe der jetzt konſtituirten Geſellſchaft und fuͤr 
dieſelbe die Erklaͤrung abzugeben, daß die von den genannten Gemeinden in 
den von der Königlichen Regierung zu Düffeldorf genehmigten Beſchluͤſſen vom 
4. Dezember, reſp. vom 20. Juni, 22. Auguſt, 28. September und 24. Sep⸗ 
tember vorigen Jahres eingegangenen Verbindlichkeiten Betreffs der unentgelt⸗ 
lichen Hergabe, beziehungsweiſe Beſchaffung des zum Bahnbau erforderlichen 
Grund und Bodens, von der Geſellſchaft und in deren Intereſſe aceeptirt wer⸗ 
den, 
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den, ſowie überhaupt die zur Realiſirung dieſer Beſchluͤſſe erforderlich erſchei⸗ 
nenden weiteren Schritte zu thun; den Ausbau der Bahnlinie Venlo⸗Landes⸗ 
grenze⸗Vierſen im Ganzen in Entrepriſe zu geben und hieruͤber vorbehaltlich 
der Genehmigung einer hierzu nach der Ertheilung der Konzeſſion zu berufen⸗ 
den außerordentlichen Generalverſammlung einen Vertrag abzuſchließen, welcher 
die vollſtaͤndige Herſtellung der Bahn nebſt Betriebsmitteln und Zubehoͤr aus 
den Mitteln des Geſellſchaftskapitals ſichert. 


$. 49. 


Der Staat ift berechtigt, zur ſpeziellen Beaufſichtigung der Bauausfuͤh⸗ 
rung einen beſonderen techniſchen Kommiſſarius zu beſtellen, welchem, unbeſchadet 
des allgemeinen Aufſichtsrechts des Staates, die Befugniß zuſteht, ſich zu jeder 
Zeit in jeder ihm geeignet ſcheinenden Weiſe von der vorſchriftsmaͤßigen und 
ſoliden Ausführung des Baues nach den genehmigten Plänen und Konſtruk— 
tionen und von der Beſchaffenheit der zu verwendenden Materialien durch Ein— 
ſichtnahme und Proben Ueberzeugung zu verſchaffen. Seinen Anordnungen 
iſt die Geſellſchaft, reſp. der Bauunternehmer, unter Vorbehalt des Rekurſes 
an den Handelsminiſter, binnen zehntaͤgiger praͤkluſiviſcher Friſt unbedingt Folge 
zu leiſten verbunden. Es ſteht ihm das Recht zu, in dringenden Faͤllen ſelbſt⸗ 
ſtaͤndig, ſonſt aber mit Genehmigung des Handelsminiſters, die Ausführung 
eines Bauwerkes und die Benutzung von Betriebsmitteln zu unterſagen. 

Die dem Staate durch die ſpezielle Aufſicht erwachſenden Koſten hat 
die Geſellſchaft nach Beſtimmung des Handelsminiſters vorſchußweiſe zu be= 
richtigen, reſp. zu erſtatten. 
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Schema A. 
A kA 
der 8 
Aktiengeſellſchaft der Preußiſch-Niederlaͤndiſchen 
Verbindungsbahn 
5 
uͤber 


Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Der Inhaber dieſer Aktie iſt nach Verhaͤltniß des Betrages derſelben 
an dem geſammten Eigenthume, dem Gewinne und Verluſte der Aktiengeſellſchaft 
der Preußiſch⸗Niederlaͤndiſchen Verbindungsbahn betheiligt. 


M. Gladbach, den en 186. 


Der Verwaltungsrath der Aktiengeſellſchaft der Preußiſch— 
Niederländiſchen Verbindungsbahn. 


(Trockener Stempel.) 
(Zwei Unterſchriften nach $. 26.) 


Eingetragen Fol. 
des Aktien-Stammregiſters A. 


(Unterſchrift des Beamten.) 


Schema 
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| Schema B. 
Prioritäts⸗Stammaktie 
der 
Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗Niederländiſchen 
Verbindungsbahn 
1 
uͤber 


Einhundert Thaler Preußiſch Kuraut. 


Der Inhaber dieſer Aktie iſt nach Verhaͤltniß des Betrages derſelben 
an dem geſammten Eigenthume, dem Gewinne und Verluſte der n 
der Preußiſch⸗Niederlaͤndiſchen Verbindungsbahn mit allen denjenigen Vorrechten 
betheiligt, die nach dem Geſellſchafts-Statute den Inhabern der Prioritaͤts⸗ 
Stammaktien zuſtehen, insbeſondere alſo mit dem prioritaͤtiſchen Anſpruche auf 
Gewaͤhrung einer Dividende von fuͤnf Prozent jaͤhrlich aus dem Reinertrage 
des Unternehmens der Geſellſchaft, ehe irgend eine Dividendenzahlung an die 
Inhaber der Stammaktien ſtattfinden darf. 


M. Gladbach, den en 186. 
Der Verwaltungsrath der Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗ 
Niederländiſchen Verbindungsbahn. 
(Trockener Stempel.) 
(Zwei Unterfchriften nach $. 26.) 


Eingetragen Fol. 
des Aktien-Stammregiſters B. 


(Unterſchrift des Beamten.) 
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Schema C. 55 | 
Dividendenſchein Ae E 


zur AIR 
Aktie der Aktiengeſellſchaft der Preußiſch-Niederländiſchen 
Verbindungsbahn 


uͤber 
Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Der Inhaber dieſes Scheins empfängt am 1. Juli 18 .. gegen Ein⸗ 
lieferung deſſelben aus der Geſellſchaftskaſſe die auf obige Aktie fallende, gemaͤß 
$. “ „> Statuts feſtzuſetzende und bekanntgemachte Dividende für das 
Jahr 18. 

M. Gladbach, den . enn 186. 

Der Verwaltungsrath der Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗ 
Niederländiſchen Verbindungsbahn. 
(Trockener Stempel.) 
(Facsimile zweier Unterſchriften nach F. 26.) 
a Eingetragen Fol.. 
des Regiſters A. der Dividendenſcheine. 
(Unterſchrift des Beamten.) 


Schema E. 
Talon 
zur 
Aktie der Aktiengeſellſchaft der Preußiſch-Niederländiſchen 
Verbindungs bahn 
2 
b 


über 
Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt im Jahre 18. gegen Einlieferung 
deſſelben die zu der oben bezeichneten Aktie auszufertigenden Dividendenſcheine 
te Serie für die naͤchſten fünf Jahre für 18. bis einſchließlich 18.. 

M. Gladbach, den enn 186. 

Der Verwaltungsrath der Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗ 
Niederländiſchen Verbindungsbahn. 
(Trockener Stempel.) 
(Facsimile zweier Unterſchriften nach $. 26.) 
Eingetragen Fol. ..... 
des Talonregiſters A. 
(Unterſchrift des Beamten.) 
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Dividendenſchein 1 
f zur 


Prioritäts⸗Stammaktie der Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗ 
Niederländiſchen Verbindungsbahn 
3 
über 


Einhundert Thaler Preufifch Kurant. 


Der Inhaber dieſes Scheines hat gegen Einlieferung deſſelben an dem 
laut Bilanz ſich ergebenden Reingewinne der Geſellſchaft für das Jahr 18. 
einen Prioritaͤtsanſpruch bis zu fuͤnf Thalern Preußiſch Kurant. Außerdem 
wird der Ueberſchuß des Reingewinnes, der ſich nach Auszahlung dieſer fuͤnf 
Prozent, ſowie demnächft fernerer ſechs zwei Drittel Prozent pro anno auf 
die Stammaktien herausſtellt, gleichmaͤßig auf die ſaͤmmtlichen Prioritaͤts-Stamm⸗ 
und Stammaktien vertheilt. 


M. Gladbach, den en 186. 


Der Verwaltungsrath der Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗ 
Niederländiſchen Verbindungsbahn. 


(Trockener Stempel.) 
(Facsimile zweier Unterſchriften nach H. 26.) 


Eingetragen Fol. ..... 
des Regiſters B. der Dividendenſcheine. 


(Unterſchrift des Beamten.) 
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Sehema F. len 
zur 
Prioritäts⸗Stammaktie der Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗ 
Niederländiſchen Verbindungsbahn 
3 
uͤber 


Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt im Jahre 18 .. gegen Einlieferung 
deſſelben die zu der oben bezeichneten Prioritaͤts-Stammaktie auszufertigenden 
Dividendenſcheine .. te Serie fir die naͤchſten fünf Jahre für 18.. bis ein⸗ 
ſchließlich 18. 

M. Gladbach, den en 186. 

Der Verwaltungsrath der Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗ 


Niederländiſchen Verbindungsbahn. 
(Trockener Stempel.) 

(Facsimile zweier Unterſchriften nach §. 26.) 

Eingetragen Fol. 

des Talonregiſters B. 


(Unterſchrift des Beamten.) 
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